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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 13 (Bericht über den Ausschluss des 

Bezugsrechts bei der Veräußerung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i. V. m. § 

186 Abs. 4 Satz 2 AktG) 

Durch die unter Punkt 13 der Tagesordnung vorgeschlagene Ermächtigung soll die Gesellschaft, 

wie es Marktstandard ist, in die Lage versetzt werden, eigene Aktien zu erwerben und diese zu den 

vorgesehenen Zwecken zu verwenden. Dabei soll die vorgeschlagene Ermächtigung für die 

gesetzlich zugelassene Höchstdauer von fünf Jahren erteilt werden, um dem Vorstand ein sinnvolles 

zusätzliches Maß an Flexibilität beim Einsatz des Instruments des Aktienrückkaufs für 

unterschiedliche im Unternehmensinteresse liegende Zwecke zu eröffnen 

Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung gemäß § 53a AktG zu 

wahren. Dem trägt der vorgeschlagene Erwerb der Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches 

Angebot Rechnung. Die Aktien der Gesellschaft werden im Freiverkehr der Börsen Düsseldorf 

(Primärmarkt) sowie Berlin gehandelt (der Handel am Primärmarkt der Wertpapierbörse Düsseldorf 

erfolgte auf Veranlassung der Gesellschaft). Gegenwärtig ist der Handel der Aktien in weiten Teilen 

markteng im Sinne von § 5 Abs. 4 WPüG-AngebotsVO. Im Fall einer Marktenge hat der von der 

Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) dem von einem 

Sachverständigen nach Maßgabe des Standards IDW S1 „Grundsätze zur Durchführung von 

Unternehmensbewertungen“ des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. („IDW S1“) zu 

ermittelnden Unternehmenswert je Aktie zu entsprechen. Die Gesellschaft geht mittelfristig von 

einem liquideren Handel der Aktie der Gesellschaft aus. Überdies ist geplant, die Aktie in den 

XETRA-Handel der Wertpapierbörse Frankfurt/Main einzubeziehen. Für den Fall, dass der Handel 

am Primärmarkt der Wertpapierbörse Düsseldorf nicht mehr markteng im Sinne von § 5 Abs. 4 

WPüG-AngebotsVO ist, tritt an die Stelle des vom Sachverständigen ermittelten Entgelts der 

Mittelwert des Schlusskurses der Freiverkehrsbörse Düsseldorf bzw., sollten die Aktien der 

Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) gehandelt werden, 

der dortige Mittelwert der Schlusskurse, während der letzten fünf Börsenhandelstage vor dem 

Erwerb, wobei dieser Durchschnittskurs um nicht mehr als 10% über- oder unterschritten werden 

darf. Es ist anhand der öffentlich abrufbaren Daten ermittelbar, ob die Aktie der Gesellschaft 

markteng im Sinne von § 5 Abs. 4 WPüG-AngebotsVO ist bzw. ob sie bereits im XETRA-Handel 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) gehandelt wird. Es ist also zu jederzeit klar 

bestimmbar, nach welcher Methode die von der Gesellschaft gezahlte Mindest- und 

Höchstgegenleistung berechnet wird. Sofern die Aktie markteng im Sinne von § 5 Abs. 4 WPüG-

AngebotsVO ist, wird der Vorstand vor Ausnutzung der Ermächtigung das Ergebnis des 

Unternehmensbewertung veröffentlichen. 



Sofern ein öffentliches Angebot überzeichnet ist, kann die Annahme statt im Verhältnis der jeweiligen 

Beteiligung der Aktionäre am Grundkapital auch im Verhältnis der Anzahl der von den Aktionären 

jeweils angedienten bzw. - im Falle der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsofferten 

- der Anzahl der von den Aktionären zum maßgeblichen Ankaufspreis (oder einem darunter 

liegenden Preis) angedienten Aktien erfolgen. Da die Annahmequoten, die sich bei einer Annahme 

im Verhältnis der angedienten Aktien ergeben, von den Annahmequoten abweichen können, die 

sich bei einer Annahme im Verhältnis der Beteiligung am Grundkapital ergeben würden, liegt hierin 

zwar grundsätzlich eine Beschränkung der Andienungsrechte der Aktionäre. Sie erleichtert jedoch 

die technische Abwicklung des Angebots, da die relevante Annahmequote sich bei diesem 

Verfahren ohne weiteres aus der Anzahl der (zum maßgeblichen Ankaufspreis oder einem darunter 

liegenden Preis) angedienten Aktien ermitteln lässt; für die Durchführung des Angebots ist dann 

insbesondere eine wertpapiermäßige Einbuchung von Andienungsrechten bei allen Aktionären im 

Verhältnis ihrer jeweiligen Beteiligung an der Gesellschaft entbehrlich. Zugleich wird mit der 

Annahme im Verhältnis der jeweils angedienten Aktien ebenfalls ein der Gleichbehandlung der 

Aktionäre dienendes Verfahren angewandt, so dass die Interessen der Aktionäre angemessen 

gewahrt werden. Bei einer Überzeichnung des öffentlichen Angebots kann ferner eine bevorrechtigte 

Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär sowie - zur 

Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien - eine Rundung nach kaufmännischen 

Grundsätzen vorgesehen werden. Diese Möglichkeiten dienen zum einen dazu, gebrochene 

Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten zu vermeiden, wodurch die technische 

Abwicklung des Angebots erleichtert wird. Die bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen kann 

zum anderen auch dazu genutzt werden, kleine, in der Regel unwirtschaftliche Restbestände und 

eine damit möglicherweise einhergehende faktische Benachteiligung von Kleinaktionären nach 

Möglichkeit zu vermeiden. Die Abweichungen von den sich sonst ergebenden Annahmequoten, die 

durch diese Vorgehensweise hinsichtlich der nicht bevorzugt angenommenen Aktienbestände 

verursacht werden, sind in der Regel gering, so dass auch insoweit die Interessen der Aktionäre 

angemessen gewahrt sind. 

Die Veräußerung nach Erwerb der eigenen Aktien soll in den folgenden Fällen unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen können:  

Der Beschluss sieht eine Ermächtigung des Vorstands vor, die erworbenen eigenen Aktien ganz 

oder zum Teil zur Erfüllung der sich aus einem Aktienprogramm der Gesellschaft ergebenden 

Ansprüche der Arbeit- und Dienstnehmer der Gesellschaft zu verwenden. Die Gesellschaft ist 

bestrebt, eine Eigentümerkultur im Unternehmen zu fördern und zu diesem Zweck über ein 

aktienbasierte Vergütungs- beziehungsweise Belegschaftsaktienprogramm eine Beteiligung des 

Vorstands, der Führungskräfte sowie der Mitarbeiter am Unternehmen und seiner Entwicklung 

herbeizuführen. Vor diesem Hintergrund soll die Möglichkeit bestehen, eigene Aktien im 

Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungs- beziehungsweise Belegschaftsaktienprogrammen 

der Gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen zu verwenden und an Personen, die in 



einem Arbeits- oder Dienstverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen 

Unternehmen stehen oder standen, auszugeben. Rechtstechnisch setzt diese Art der Verwendung 

voraus, dass das Bezugsrecht der Aktionäre auf die eigenen Aktien der Gesellschaft insoweit 

ausgeschlossen wird. Der bei dieser Verwendung erforderliche Bezugsrechtsausschluss liegt im 

Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.  

Vorgesehen ist des Weiteren, dass die eigenen Aktien als (Teil-)Gegenleistung im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an 

Unternehmen oder Unternehmensteilen sowie von sonstigen Vermögensgegenständen, z.B. 

Grundstücken oder Gebäuden oder Forderungen gegen die Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der 

§§ 15 ff. AktG verbundener Unternehmen verwendet werden können. Diese Ermächtigung soll der 

Gesellschaft den notwendigen Spielraum geben, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 

Unternehmen oder Beteiligungen oder anderen Vermögenswerten schnell und flexibel ausnutzen zu 

können. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung, da 

eigene Aktien im Bedarfsfall als „Tauschwährung“ genutzt werden können. Bei der Festlegung der 

Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre 

angemessen gewahrt werden. In der Regel wird der Vorstand sich bei der Bemessung des Wertes 

der als Gegenleistung hingegebenen Aktien an einer Unternehmensbewertung nach Maßgabe des 

Standards IDW S1 „Grundsätze zur Durchführung von Unternehmensbewertungen“ des Instituts der 

Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. („IDW S1“) orientieren.  

Darüber hinaus soll der Vorstand berechtigt sein, erworbene eigene Aktien mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats zur Erfüllung von Umtauschrechten oder -pflichten aus von der Gesellschaft oder von 

Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandelanleihen, Optionsanleihen, Genussscheinen oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) zu verwenden. Diese 

Ermächtigung liegt schon deswegen im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre, weil sie der 

Gesellschaft die Möglichkeit verschafft, sofern dies im konkreten Fall sachgerecht ist, die Ausgabe 

neuer Aktien aus dem Bedingten Kapital und damit eine Kapitalerhöhung mit Stimm- und 

Quotenverwässerung der Aktionäre zu vermeiden. Der Preis, zu dem die Aktien in den vorgenannten 

Fällen ausgegeben werden, hängt von den jeweiligen Umständen des Einzelfalls und vom Zeitpunkt 

ab. Der Vorstand wird sich bei der Preisfestsetzung an den Interessen der Gesellschaft ausrichten. 

Wiederum ist es rechtstechnische Voraussetzung, dass das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 

eigenen Aktien der Gesellschaft insoweit ausgeschlossen wird, was Bestandteil des Beschlusses 

ist. 

Die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien können von der 

Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung mit Zustimmung des Aufsichtsrates 

eingezogen werden. Entsprechend § 237 Absatz 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung der 

Gesellschaft die Einziehung ihrer voll eingezahlten Nennbetragsaktien beschließen, auch ohne dass 

damit eine Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die vorgeschlagene 



Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative ausdrücklich 

vor. Durch eine Einziehung der eigenen Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch 

der rechnerische Anteil der übrigen Nennbetragsaktien am Grundkapital der Gesellschaft. Der 

Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderlich werdende Änderung der Satzung 

hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernde Anzahl der Nennbetragsaktien 

vorzunehmen.  

Auf Grund der vorstehenden Erwägungen liegt aus Sicht von Vorstand und Aufsichtsrat die 

vorgeschlagene Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien im Interesse der Aktionäre und kann es 

im Einzelfall rechtfertigen, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Die entsprechenden 

Unternehmensorgane werden daher in jedem Einzelfall prüfen und abwägen, ob die Veräußerung 

oder sonstige Verwendung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts im überwiegenden 

Interesse der Gesellschaft liegt.  

Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils Bericht über eine Ausnutzung der Ermächtigung 

erstatten.  

 

Geldern, Juli 2020 

 

IGP Advantag AG 
Der Vorstand 

 


